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7. Wahlperiode 

04. 09. 74 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Burger, Braun, Prinz zu Sayn-Wittgenstein- 
Hohenstein, Frau Stommei, Frau Hüriand, Müiier (Beriin) und Genossen 
- Drucksache 7/2486 - 

betr. Jugendiiche ohne Schuiabschiuß 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 3. September 1974 - II B 1 - 2293 - die Kleine 
Anfrage im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung wie folgt beantwortet; 


1. Verfügt die Bundesregierung über statistische Unterlagen, um 
die entsprechenden Zahlen für die einzelnen Bundesländer an- 
geben zu können? 


Der Bundesregierung liegen Zahlen des Statistischen Bundes- 
amtes sowie der Kultusministerkonferenz vor. Beide Angaben 
differieren wegen unterschiedlicher Erfassung um ca, 5 v. H. 
Die Zahl der Abgänger aus der Hauptschule ohne Abschluß 
lag 1970/71 für das gesamte Bundesgebiet bei ca. 91 900. Diese 
Zahl verteilt sich auf die Länder wie folgt: 


Baden- Württemberg 

8 500 

Niedersachsen 

14 300 

Bayern 

13 000 

Nordrhein-Westfalen 

31 400 

Berlin 

2 600 

Rheinland-Pfalz 

8200 

Bremen 

800 

Saarland 

2100 

Hamburg 

1800 

Schleswig-Holstein 

3 900 

Hessen 

5 300 




Die in der Kleinen Anfrage zitierte Zahl bezieht sich dort irr- 
tümlich auf das Land Nordrhein-Westfalen statt auf das Bundes- 
gebiet; aber auch für das Bundesgebiet ist diese Zahl, wie die 
vorstehenden statistischen Angaben ausweisen, nicht zutref- 
fend. 

Die seit 1970 eingetretene Entwicklung im Bundesgebiet läßt 
sich aus einem Vergleich der Zahl der 14- bis 15jährigen Ju- 
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gendlichen insgesamt mit der Zahl derjenigen, die ohne Ab- 
schluß die Hauptschule verlassen, am ehesten ablesen: 

14- bis 15jährige insgesamt ohne Abschluß in v. H. 


1970 

836 700 

ca. 91 900 

11,0 

1971 

872 700 

ca. 95 000 

10,9 

1972 

893 600 

99 382 

11.1 


Die Aufstellung zeigt, daß der Anteil dieser Jugendlichen an 
ihrer Altersgruppe gleichgeblieben ist und auch bei Berück- 
sichtigung der absolut angestiegenen Schülerzahlen und einer 
entsprechenden Erhöhung der Abgänger ohne Hauptschulab- 
schluß kein Trend nach der einen oder anderen Richtung er- 
kennbar ist. 

Nachfolgend wird eine Übersicht über die Länder gegeben, 
wenngleich angemerkt werden muß, daß ein Vergleich zwischen 
den Ländern wegen der unterschiedlichen statistischen Abgren- 
zungen von Bundesland zu Bundesland sowie wegen der unter- 
schiedlichen Schulstruktur als Folge unterschiedlicher Schul- 
und Bildungspolitik schwierig und problematisch ist. Auch hier 
vermittelt der oben für das Bundesgebiet benutzte Vergleich 
die relativ sichersten Ergebnisse. 


Abgänger 


Land 

Jahr 

14- bis unter 
15jährige i) 

aus Volks- 
schulen ohne 
Hauptschul- 
abschluß 

4 in V. H. 
von 3 

Baden- 

70 

128200 

8 487 

6,62 

Württemberg 

71 

132600 

8 868 

6,69 


72 

137 100 

8 040 

5,86 

Bayern 

70 

148300 

13 061 

8,81 


71 

155 100 

9 276 

5,98 


72 

159500 

15 228 

9,55 

Berlin 

70 

16500 

2 603 

15,78 


71 

17 000 

2 631 

15,48 


72 

18 000 

2 418 

13,43 

Bremen 

70 

9 000 

778 

8,64 


71 

9400 

868 

9,23 


72 

9 700 

853 

8,79 

Hamburg 

70 

17 900 

1825 

10,20 


71 

19 000 

1 614 

8,49 


72 

19400 

1 562 

8,05 

Hessen 

70 

70 400 

5 336 

7,58 


71 

73 700 

7 531 

10,22 


72 

76 100 

6 243 

8,20 

Niedersachsen 

70 

100 800 

14313 

14,20 


71 

104 500 

15 800 

15,12 


72 

106 200 

15 471 

14,57 

Nordrhein- 

70 

239 000 

31354 

13,12 

Westfalen 

71 

250 000 

33 954 

13,58 


72 

254 100 

34 808 

13,70 
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Rheinland- 

70 

56 400 

8 154 

14,46 

Pfalz 

71 

53 300 

8 304 

15,58 


72 

59 000 

8 870 

15,03 

Saarland 

70 

18 100 

2100 ä) 

11,60 


71 

19 000 

2 009 

10,57 


72 

19200 

2 082 

10,84 

Schleswig- 

70 

32 200 

3916 

12,16 

Holstein 

71 

34 200 

4 076 

11,92 


72 

35 200 

3 807 

10,82 

Bundesgebiet 

70 

836 700 

91927 

10,99 


71 

872 700 

94931 

10,88 


72 

893 600 

99 382 

11,12 


zum 31. Dezember 
2) geschätzt 

Quelle: Stat. Bundesamt 


2. Wie beurteilt die Bundesregierung diese den angestrebten Bil- 
dungszielen zuwiderlaufende Entwicklung? 

Die Bundesregierung hält die Tatsache, daß ca. 90 000 bis 
100 000 Jugendliche in einem Jahr in allen Bundesländern zu- 
sammen die Schule ohne Hauptschulabschluß verlassen, für 
ein schwerwiegendes bildungs- und sozialpolitisches Problem. 
Bei diesen Jugendlichen handelt es sich zum großen Teil um 
Schüler, die insbesondere in der Grundschule, aber auch am 
Anfang der Hauptschule eine oder mehrere Klassen wieder- 
holen mußten, so daß sie aus Altersgründen die Schule ohne 
Abschluß verlassen. In einigen Ländern lassen die Schulver- 
waltungsgesetze jedoch einen freiwilligen weiteren Besuch der 
Schule zu, so daß der Hauptschulabschluß auf direktem Wege 
erreichbar wird. 


3. Was will die Bundesregierung im Einvernehmen mit den Bun- 
desländern unternehmen, um diesen Trend aufzuhalten? 

Möglichkeiten und Verantwortung, mehr Jugendlichen zum 
Hauptschulabschluß zu verhelfen, liegen bei den Ländern. Die 
Bundesregierung kann lediglich im Rahmen der Beratungen 
in der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung ihre Vor- 
stellungen einbringen und durch Förderung von Entwicklungs- 
und Versuchsprogrammen (sog. Modellversuche) Beispiele set- 
zen. Inhaltliche Ziele solcher Beispiele sollen sich an den fol- 
genden Aussagen des Bildungsgesamtplans orientieren; 

„Curriculare und organisatorische Reform im Sekundar- 
bereich I mit dem Ziel, jeden Schüler nach Maßgabe seiner 
Neigungen und Fähigkeiten bestmöglich zu motivieren und 
zu fördern. Angebot eines qualifizierenden Abschlusses am 
Ende des Sekundarbereichs 1. Zügiger Ausbau dieses An- 
gebots für alle Schüler. Soweit und solange die berufliche 
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Grundbildung nach dem 9. Schuljahr einsetzt, soll ange- 
strebt werden, auch über das Beruf sgrundbildungsjahr die 
Möglichkeit des Erwerbs des Sekundarabschlusses I zu 
schaffen, ohne dessen Charakter als erstes Jahr der Berufs- 
ausbildung aufzugeben. Ein qualifizierender Abschluß soll 
möglichst bald erprobt und als Angebot für alle Schüler 
ab 1976 eingeführt werden." 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß mit der im Bil- 
dungsgesamtplan vorgesehenen Einführung des Sekundarab- 
schlusses I gerade auch dem Hauptschüler der Zugang zu an- 
spruchsvolleren Ausbildungsgängen eröffnet werden kann, die 
seinen besonderen Fähigkeiten und Interessen entsprechen. 

In der Praxis wird besonders die Schwerpunktbildung nach Pro- 
filen für den Sekundarabschluß I über berufsorientierende In- 
halte aus Wirtschaft und Technik gleichberechtigt neben die her- 
kömmlichen Gymnasial- und Realschulabschlußprofile treten 
müssen, um auch mehr Hauptschüler zu qualifizierenden Ab- 
schlüssen zu, motivieren. 

In diesem Zusammenhang fördert die Bundesregierung beispiel- 
hafte Entwicklungs- und Versuchsprogramme. Sie orientieren 
sich an den Aussagen des Bildungsgesamtplans, die durch einen 
von der Bund-Länder-Kommission verabschiedeten Schwer- 
punktkatalog für die Modellversuche im einzelnen erläutert 
werden. Zu diesen Schwerpunkten gehören die Entwicklung 
und Erprobung von Lernangeboten und Arbeitsformen in der 
Arbeitslehre, Wirtschaftslehre und Polytechnik, besondere För- 
dermaßnahmen für benachteiligte Gruppen und die Erprobung 
von Möglichkeiten des Erwerbs des Sekundarabschlusses I in 
Bildungsgängen des Sekundarbereichs II. 


4. Teilt die Bundesregierung die Ansicht des Präsidenten und der 
Fachleute des Christlichen Jugenddorfwerkes, daß die zuneh- 
mende Konzentrationsschwäche der Jugendlichen, hervorgeru- 
fen durchs immer stärkere Reize in der Umwelt, sowie die vor- 
wiegend den Intellekt ansprechenden Lehrpläne der Haupt- 
schulen dazu führen, daß immer mehr Jugendliche einen Haupt- 
schulabschluß nicht erreichen? 

5. Welche anderen Gründe macht die Bundesregierung ggf. für 
diese Entwicklung verantwortlich, oder gibt es Untersuchungen 
der Länder darüber? 

Erfahrungen und Untersuchungen zeigen, daß Hauptschüler 
ohne Abschluß vielfach aus einer sozialen Umwelt stammen, in 
der weiterführende Bildungschancen vorenthalten, relativ ge- 
ringe Einkommen erzielt werden und in der sich starke Abhän- 
gigkeit am Arbeitsplatz negativ auswirkt. Das wirkt sich auf die 
eigene Zielsetzung bei der Zukunftsplanung aus. Trotz aller An- 
strengungen konnten diese Benachteiligungen bisher noch nicht 
zufriedenstellend beseitigt werden: 

Die Kindergartenplätze reichen in Wohngebieten besonders 
benachteiligter Bevölkerung nicht aus. 

Behinderungen und soziale Fehlhaltungen werden zu spät 
erkannt. 
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Fördermaßnahmen zum gleitenden Übergang in das schu- 
lische Lernen fehlen noch weitgehend. 

Die überwiegend noch übliche Trennung der Schüler in 
drei Schularten nach der 4. Klasse wirkt bereits in die 
Grundschule vorselektierend hinein. 

Damit werden die Kinder erneut benachteiligt, die eine zusätz- 
liche und ausgleichende gemeinsame Förderung benötigen. 

Auch der noch nicht ausreichende Ausbau des Sonderschul- 
wesens und vor allem seine fehlende Durchlässigkeit zu den 
allgemeinbildenden Schulen erklären, daß diese Schüler nicht 
rechtzeitig gefördert wurden. Ebenso mangelt es noch am Aus- 
bau der Beratungsdienste und ihrer Kooperation zur Beratung 
in Familie und Schule. 

Die Bundesregierung hat bei der Erarbeitung des Bildungs- 
gesamtplanes dafür gesorgt, daß diese Mängel besonders be- 
achtet wurden. Sie wird sich auch weiterhin in der Bund-Länder- 
Kommission für Bildungsplanung dafür einsetzen, daß diesen 
Überlegungen vordringlich Rechnung getragen wird. Sie wird 
darüber hinaus bei den Ländern anfragen, welche Erfahrungen 
im Sinne der Anfrage dort vorliegen. 

Die Bundesregierung ist im übrigen nicht der Auffassung, daß 
die Lehrpläne in der Hauptschule einseitig oder vorwiegend 
den Intellekt ansprechen oder ansprechen sollten. Für alle 
Schularten gilt, daß auch praktische und soziale Erfahrungen 
und Übungen eine bessere Ausbildung ermöglichen und den 
Unterrichtserfolg erhöhen. Sollte Konzentrationsschwäche durch 
verstärkte Umweltreize den Lernerfolg beeinträchtigen, so gilt 
das für alle Schularten gleichermaßen. 


6. Hält die Bundesregierung eine verstärkte institutionalisierte 
Förderung nicht berufsreifer Jugendlicher nicht nur im Hinblick 
auf die aktuelle Notlage für möglich? 

Zunächst muß festgestellt werden, daß Jugendliche ohne Haupt- 
schulabschluß zum Teil berufliche Ausbildungsstellen erhalten, 
so daß der Abgänger ohne Hauptschulabschluß nicht schema- 
tisch mit Jugendlichen ohne Berufsreife bzw. Berufsbefähigung 
gleichgesetzt werden kann. Statistische Differenzierungen sind 
allerdings wegen der nach wie vor unbefriedigenden Daten- 
lage im Bildungsbereich z. Z. noch nicht möglich. 

Die Bundesregierung hält eine verstärkte institutionalisierte 
Förderung nicht berufsreifer Jugendlicher für notwendig und 
sachlich möglich. Sie begrüßt deshalb die Aktivitäten der hier- 
für zuständigen Länder, die dem Problem durch besondere 
berufsbefähigende Lehrgänge an Berufsschulen in Vollzeitform 
zu begegnen suchen. 

Entscheidungen über eine Verstärkung der institutionalisierten 
Förderung nicht berufsreifer Jugendlicher in den Ländern er- 
möglichen auch Ergebnisse aus Modellversuchen, die vom Bund 
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gefördert werden. Eine Anzahl solcher Modellversuche im be- 
ruflichen Schulwesen hat in mehreren Ländern die Förderung 
dieser Gruppe der Jugendlichen ohne Ausbildungsvertrag zum 
Gegenstand, z. B. in Vollzeitschuljahren zur Erlangung der Be- 
rufsbefähigung und in Sonderformen des Berufsgrundschuljah- 
res für noch nicht berufsreife Jugendliche sowie für Lernbehin- 
derte zur Erlangung der Ausbildungsreife. Teilweise wird in 
diesen Versuchen zugleich das Nachholen des Hauptschul- 
abschlusses angestrebt. Die Bundesregierung ist bereit, in den 
Ländern auch noch andere sinnvolle neue Wege für Jugendliche 
ohne Schulabschluß im Rahmen von Modellversuchen finanziell 
zu fördern. 

Darüber hinaus bemüht sich die Bundesanstalt für Arbeit erfolg- 
reich, mit Mitteln des Arbeitsförderungsgesetzes Vollzeitlehr- 
gänge verschiedener Träger, die noch nicht berufsreife Jugend- 
liche auf den Beruf bzw. die Berufsausbildung vorbereiten, zu 
fördern. 1972/73 nahmen daran ca. 8800, 1973/74 über 11000 
Jugendliche teil. Von ihnen konnte ein Teil anschließend eine 
Berufsausbildung beginnen. 

Zusätzlich bieten die Institutionen der Weiterbildung (Volks- 
hochschulen, Abendhauptschulen, nicht-öffentliche Träger, Bun- 
deswehr u. a.) Kurse zum Nachholen des Hauptschulabschlusses 
an. Die Zahl dieser Absolventen ist wegen der schlechten 
Datenlage im Bildungsbereich nur für einzelne Träger oder Bun- 
desländer anzugeben. 

Die Bundesregierung selbst bemüht sich im Rahmen ihrer ver- 
fassungsmäßig vorgesehenen Teilnahme an der Bildungspla- 
nung in der entsprechenden Bund-Länder-Kommission, den zu- 
künftigen Sekundarabschluß I so zu gestalten, daß ein möglichst 
hoher Anteil eines Jahrgangs diesen Abschluß - notfalls durch 
besondere Förderung - erreichen kann. 
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